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„Verteidigungsminister“ Pistorius (SPD) gilt in Umfragen als 
beliebtester deutscher Politiker. Gerade ist er in Kanada und 
will einen „Deal“ über den Verkauf von 20 deutschen U-
Booten für das Land abschließen. Denn Russland bedrohe die 
ganze Welt. Das gilt seit 
dem Überfall Russlands auf 
die Ukraine vor vier Jahren 
und davor schon bei der 
Annektion der Krim als un-
verrückbare Wahrheit. Eben-
so dass ohne die USA mit 
ihrem kriegslüsternen Präsi-
denten (siehe Iran-Krieg) 
Europa verloren wäre. Frü-
her hieß es: Macht Schwer-
ter zu Pflugscharen. Heute 
heißt es in den Vorstandseta-
gen von VW und Mercedes: 
Macht auf Autos Kriegsfahr-
zeuge, denn Profite kennen 
keine Moral. 
 
Greenpeace-Studie 
 
Die neueste Greenpeace-Studie nährt berechtigte Zweifel, 
wenn man das Militärarsenal vergleicht: 

Europa besitzt doppelt so viele Kampf-

flugzeuge, viermal so viele Kriegsschiffe und dreimal so viel 
Kapazitäten in der Artillerie wie Russland. Der neueste Rake-
tenschreck von Putins Gnaden benötigt in der Produktion viel 
Zeit und ist deshalb nur begrenzt einsetzbar. Inzwischen hat 

die Ukraine ihre Fähigkeiten im 
Drohnenkrieg technisch so weit 
entwickelt, dass sie Infrastruktur 
und Ölraffinerien weit im russi-
schen Hinterland angreifen kann. 
Russland muss große Geldmen-
gen aufwenden, um neue Rekru-
ten zu gewinnen. Militärisch 
kann es diesen Krieg nicht mehr 
gewinnen. Im Krieg gegen den 
Iran prahlt US-Kriegsminister 
Hegseth: „Wir sind sehr gut im 
Verhandeln durch Bom-
ben.“ (10.6.2026) 
 
Deutsche Aufrüstung 
 

Fast täglich werden wir über neue, teure Rüstungsprojekte 
informiert. Gerade hat die Berliner Regierung beim Rüstungs-
konzern Rheinmetall 2.000 Kriegsfahrzeuge bestellt.  
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Wem nützt das Getrommel für die „Kriegstüchtigkeit“? 



Heckler&Koch im Ländle meldet die größten Konzerngewin-
ne seit Jahrzehnten. Immer mehr Autokonzerne nutzen die 
Krise in der Automobilbranche, um statt ökologisch sinnvoller 
E-Busse oder Zügen ihre Werke auf Kriegsproduktion umzu-
stellen. Mercedes-Benz präsentiert bei einer Militärübung 
stolz seine Radfahrzeuge. Die neuen Geländewagen „Wolf 2“, 
von denen die Bundeswehr bis 2032 rund 5.800 Stück erhält. 
Laut Vorstandschef Källenius ist Mercedes gut in der 
„Herstellung hochwertiger Präzisionsmaschinen in großer 
Stückzahlen“. Der weltgrößte Nutzfahrzeughersteller Daimler-
Trucks will „Verteidigung zu einem globalen Wachstumsfeld“ 
ausbauen.  
Dazu wurde bereits im März eine Kooperation mit dem deut-
schen Drohnenhersteller Quantum Systems abgeschlossen. 
Mit seinen Special Trucks bieten sie „eine große Bandbreite 
an Komplettfahrzeugen für militärische Anwendungen“ 
Dazu gehören auch Unimog und Zetros, so soll bis 2030 einen 
Umsatz von einer Milliarde Euro erzielt werden. Litauen be-
schafft für rund eine Milliarde Euro Militärfahrzeuge von 
Deutschland. Die Lieferung umfasst Geländewagen der G-
Klasse sowie Spezial- und Transportfahrzeuge von Mercedes-
Benz und Daimler Truck. Die Auslieferung dieser Rüstungs-
güter erfolgt schrittweise zwischen 2026 und 2032. 
VW verhandelt mit dem deutsch-französischen Rüstungskon-
zern KNDS über neue Rüstungsprojekte. Dieser Konzern hatte 
schon im November 2024 Görlitz als Standort für die Panzer-
produktion vorgesehen, nachdem der Zugproduzent und Bahn-
technikspezialist Alstom dort seine Waggonproduktion ge-
schlossen hatte. Zu den Abnehmern des Radschützenpanzers 
Boxer von KDNS gehört die Bundeswehr, die die Beschaffung 
von bis zu 150 Exemplaren beschließen will. Finanziell ist das 
kein Problem, weil das „Sondervermögen“ von einer halbe 
Billion (sprich: Sonderschulden!) im Militärbereich im Unter-
schied zu den 500 Milliarden für die Infrastruktur nicht gede-
ckelt ist, will heißen: Es kann je nach Lage und Bedarf erhöht 
werden. 
 
Werbetrommeln 
 
Dazu passt die mentale Aufrüstung der Bevölkerung: So hat 
die Regierungskoalition aus CSU und Freien Wählern in Bay-
ern zusammen mit der SPD (!) ein „Gesetz zur Förderung der 
Bundeswehr“ verabschiedet. Darin wird den Unis eine Zivil-
klausel für Studium und Forschung verboten. Stattdessen wer-

den Schulen und Hochschulen zur Zusammenarbeit mit der 
Bundeswehr verpflichtet. Wissenschaftliche Forschungsergeb-
nisse sollen automatisch auch für militärische Zwecke einge-
setzt werden. 
Im Juli 2025 widmete der „grüne“ Ministerpräsident Kretsch-
mann seine Regierungserklärung schwerpunktmäßig der Rüs-
tungsindustrie im Ländle, für deren Ausbau er seine volle Rü-
ckendeckung versprach und von den Bürgern forderte, „die 
neuen Realitäten anzunehmen. Streitkräfte werden präsenter 
sein“. Beifall bekam er von Nils Schmid (SPD), der nach sei-
nem Skandal beim Verkauf von 21.000 landeseigenen Woh-
nungen an Immobilienkonzerne zum Staatssekretär im Vertei-
digungsministerium aufgestiegen war: „Die SPD war nie eine 
pazifistische Partei.“ Jetzt plant Pistorius ein Gesetz, damit die 
Reservisten, die ihre Briefe an die Bundeswehr zurückschi-
cken müssen, zu Militärübungen verpflichtet werden. Gezielt 
wird die Werbetrommel für die technische, moralische und 
geistige Aufrüstung verbunden mit den Ängsten vieler Be-
schäftigter vor dem Verlust ihres Arbeitsplatzes. Angeblich ist 
die Rüstungsproduktion ein „sicherer Anker“ vor der Arbeits-
losigkeit. Dass jeder Feind Rüstungsfabriken seines Gegners 
als „legitimes“ Angriffsziel bezeichnet, bleibt unerwähnt! 
 
Widerstand wächst 
 
Gegen die Umwidmung von Industriebetrieben in Waffen-
schmieden formiert sich Widerstand. In Osnabrück haben 
Gegner eine Petition unter dem Titel „Osnabrück muss Frie-
densstadt bleiben“ gestartet. Denn die Stadt war 1648 der Ort, 
wo der Westfälische Frieden den Dreißigjährigen Krieg been-
det hat. Die Gegner verstehen ihre Petition „als politisches 
Signal: weg von der zivilen Produktion, hin zu militärischer 
Aufrüstung. Das dürfen wir nicht hinnehmen.“ VW müsse die 
2.300 Arbeitsplätze mit ziviler Produktion erhalten. 
In Berlin-Wedding hat Rheinmetall das ehemalige Pierburg-
Werk übernommen, um dort Waffenteile herzustellen. Dage-
gen gibt es unter dem Motto „ÖPNV statt Panzer!“ Proteste. 
Im Stadtteil werden bei Haustürgesprächen 5.000 Unterschrif-
ten gesammelt „Rheinmetall ist kein guter Nachbar“, Vom 10. 
bis 12. Juli sind antimilitaristische Aktionstage geplant mit 
Diskussionsveranstaltungen im Park am Humboldthain und 
mit Demonstrationen. 
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Stuttgart 21 und die neue Landesregierung 

Seit kurzem ist die neue Landesregierung unter Minister-
präsident Özdemir im Amt. Wir benennen Forderungen, 
die an sie gestellt werden und werfen auch einen Blick auf 
den Koalitionsvertrag, was darin über die Kappung der 
Gäubahn enthalten ist. 
 
Dass Aktionsbündnisses gegen S21 fordert: Auch wenn die 
bisherige Koalition fortgesetzt wird, darf es jedoch bei der 
Bahnpolitik kein Weiter so geben. Die neue Regierung ist in 
der Pflicht, für einen zuverlässigen und zukunftsträchtigen 
Schienenverkehr zu sorgen. So muss das Land mit der Bahn 
auf Augenhöhe verhandeln, statt jeden Unsinn zu dulden und 
sich als Steigbügelhalter für nicht umsetzbare Pläne der Bahn 
zu betätigen. Die Landesregierung muss sich ohne Wenn und 
Aber einsetzen für Erhalt und Sanierung des Kopfbahnhofs 
und die zügige Herstellung eines Direktzugangs durch den 
Bonatzbau zum Kopfbahnhof anstelle der unzumutbaren 
Fernwanderwege. 
 
Die Regierung hat die Interessen aller Landesteile zu wahren, 
statt einseitig die Wünsche der Landeshauptstadt Stuttgart zu 
erfüllen. Deshalb dürfe es auch weder ein Nahverkehrsdrei-
eck geben, das den Regionalverkehr aus dem Hauptbahnhof 
verbannt, noch den unwirtschaftlichen Pfaffensteigtunnel. 
 

Besonders hohen Einsatz erwartet das Bündnis von der neuen 
CDU-Verkehrsministerin Nicole Razavi, einst Oberpolemi-
kerin und Scharfmacherin der S21-Proler, die das Land BW 
künftig im S21-Lenkungskreis vertreten wird. Sie muss sich 
der Realität stellen statt Propagandamärchen zu verbreiten. 
 
Das Pro Gäubahn-Landesbündnis kritisiert den neuen 
grün-schwarzen Koalitionsvertrag als irreführend in zentra-
len Punkten zur Zukunft der Gäubahn. Zwar erweckt der Ver-
trag zunächst den Eindruck, sich gegen eine Kappung der 
Verbindung auszusprechen – tatsächlich bleibt die entschei-
dende Formulierung jedoch vage und lässt eine Kappung be-
reits nach einer möglichen Teilinbetriebnahme von S21 zu. 
Auf den ersten Blick klingt das nach einem klaren Bekenntnis 
– bei genauerem Hinsehen ist es das Gegenteil, denn ausge-
schlossen wird eine Unterbrechung nur vor der Inbetriebnah-
me, für die Zeit danach bleibt die Tür für eine Kappung weit 
offen. 
 
Dies ist aber ein Bruch mit früheren Zusagen, denn die Grü-
nen hatten sich in ihrem Wahlprogramm klar gegen jede 
Form der Gäubahn-Kappung ausgesprochen. Auch Manuel 
Hagel (CDU) positionierte sich bereits 2024 eindeutig dage-
gen. Der Koalitionsvertrag fällt hinter diese Aussagen zurück, 
denn was im Wahlkampf eindeutig war, wird jetzt bewusst 
offen gelassen. Das Pro Gäubahn-Landesbündnis fordert da-
her ein eindeutiges Bekenntnis gegen jede Form der Gäubahn
-Kappung nach der Teilinbetriebnahme von Stuttgart 21. 
 

Was sonst noch geschah 
Ministerpräsident Özdemir zu S21: In der letzten Ausgabe 
haben wir berichtet, wie Özdemir immer wieder seine Mei-
nung zu S21 ändert, je nachdem, woher gerade der Wind 
weht. Jetzt als MP im Amt sagt er in der TV-Sendung „Zur 
Sache BW“: „Ich gehöre einer Partei an, die immer vor dem 
Projekt gewarnt hat. Ich wünschte wir hätten unrecht behal-
ten. Wir hatten in allen Fragen Recht, nur davon kann ich mir 
nichts kaufen. Wir haben die (Volks-) Abstimmung verloren, 
ich würde mir aber schon wünschen, dass die anderen 
(Befürworter) sich daran beteiligen, dass das Projekt jetzt 
endlich auch klappt. Ich meine, es ist doch Winfried Kretsch-
mann gewesen, der durchgesetzt hat, dass man die Digitali-
sierung nicht vergessen dürfe, dass die Wendlinger Kurve 
zweispurig ist, da fällt einem einfach nichts mehr ein, das 
muss man wollen, können kann man das nicht, so schlecht zu 
planen.“ Anmerkung: Gerade die Digitalisierung, für die S21 
als Pilotprojekt dienen sollte, wurde von der Bahn gestoppt 
und die neue ETCS-Technik wieder abgebaut. 
 
Skandal bei Auftragsvergabe Pfaffensteigtunnel – Die 
nächste krumme Tour: Die PSU hat drei entscheidende 
Aufträge für den Pfaffensteigtunnel an den skandalträchtigen 
österreichischen Baukonzern Strabag bzw. dessen hiesige 
Tochter Züblin vergeben. Skandalträchtig ist die Strabag spä-
testens, nachdem sie für Kartellabsprachen zulasten ihrer 
Kunden die höchste jemals in Österreich verhängte Kartell-
strafe in Höhe von 146 Mio. Euro aufgedrückt bekam. Verge-
ben wurde der Auftrag an die Strabag in drei Vergabepaketen 
in einem sog. Partnerschaftsmodell. Es drängt sich der Ver-
dacht auf, dass sich die PSU einen schlanken Fuß gemacht 
habe, indem sie sich detaillierte Ausschreibungen sparte und 
sich damit auf Gedeih und Verderb der Strabag ausliefert. Es 
besteht bei solchen „Pauschalierungen“ die latente Gefahr 
von Nachträgen – und damit steht die Tür offen für Plünde-
rungen der maroden Bundeskasse. 
 
Manager-Magazin berichtet über Insiderinformationen: 
Der Text enthält niederschmetternde Insiderinfos aus dem 
Umfeld des DB-Aufsichtsrats u. a. zu dem von Bahnchefin 
Palla angekündigten Revisionsbericht. Noch im Juni soll der 
neue Termin für die Inbetriebnahme intern feststehen. Ge-
nannt wird neben einer langen Mängelliste auch eine weitere 
Kostenexplosion von mehreren Milliarden Euro. Darüber 
hinaus besteht der Verdacht, dass die acht Gleise des Tief-
bahnhofs zu knapp bemessen sein könnten. Ein DB-
Technologieberater: „Die Bahn hat ihr größtes Bauprojekt mit 
riskanten, noch nicht erprobten Techniken verknüpft, das 
kann nicht funktionieren. Mit dieser Lösung wird Stuttgart 21 
auch 2030 nicht in Betrieb gehen und später auch nicht.“ 
 
Nachtrag: Kurz vor Redaktionschluss wurde bekannt, dass 
mehr als 1.000 km falsch verlegter Kabel ausgewechselt wer-
den müssen, so dass eine S21-Inbetriebnahme erst 2031 erfol-
gen kann, (wenn’s denn reicht). Ein weiterer Grund, damit 
wir auch in Zukunft 
 
OBEN BLEIBEN! 
 
    Gastbeitrag Jürgen Hückstädt 
     (Fortsetzung folgt.) 
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   AfD droht in Sachsen-Anhalt den Staat zu „säubern“ 

Ulrich Siegmund, Spitzenkandidat der AfD für die Landtags-
wahlen Anfang September in diesem Bundesland, hat einen 
tiefgreifenden Umbau der Landesverwaltung angekündigt, 
sollte die AfD an die Regierung kommen: „Hier scheint eine 
Zahl von 150 bis 200 Stellen realistisch", sagte Siegmund der 
"Mitteldeutschen Zeitung" (MZ). Damit meinte er nicht nur 
Ministerposten und Staatssekretäre und deren Stäbe, sondern 
auch Angestellte auf den Ebenen darunter. Es ist durchaus 
üblich, dass politische Beamte (z.B. Regierungsdirektoren wie 
Klaus Tappeser nach der letzten Landtagswahl) ausgetauscht 
werden. Andere Beamte haben Anspruch auf eine angemesse-
ne Verwendung, die Stellen müssen ausgeschrieben und die 
Qualifikation muss überprüft werden. 
Aber die AfD will mehr, wie ihre offene Drohung zeigt: Sieg-
mund betonte, dass seiner Erfahrung nach „auf viele Abtei-
lungs- und Referatsleiter“ in den Ministerien gesetzt werden 
könne. „Wenn jedoch versucht werden sollte, unsere Arbeit 
aktiv zu blockieren, müssen wir natürlich Maßnahmen ergrei-
fen“, sagte er der MZ und präzisierte seine Forderung nach 
politischer Linientreue: „Unser Blick richtet sich natürlich 
nicht nur auf die Landesverwaltung, sondern auch auf landes-
eigene Gesellschaften“, sagte Siegmund. Abschaffen wolle er 
beispielsweise die Landesenergieagentur (LENA), denn Um-
weltschutz ist der AfD ein Dorn im Auge. Deshalb leugnet sie 

immer wieder den Klimawandel, der durch die fossilen Ener-
gien und deren CO2-Ausstoß verursacht wird. 
 
Trumps Politik als Vorbild 
 
Nicht nur bei der Klimawandel-Leugnung ist Trump ein Vor-
bild für die AfD. Auch zur Auswechslung „ungehorsamer“ 
Verwaltungsbeamter in den USA nach dem zweiten Amtsan-
tritt von Trump gibt es große Ähnlichkeiten. Der Multimilliar-
där Elon Musk hatte eine eigene Abteilung gegründet, um den 

„Deep State“ zu beseitigen, will heißen: Tausende Beschäftig-
te rauszuschmeißen, die verdächtig waren, nicht Trumps Poli-
tik durchzuführen. Das betraf vor allem Trumps 
(gescheitertes) Vorhaben, Millionen Emigranten, sogar deren 
Kinder mit US-Pass, in deren „Heimat“ zurückzuführen. Das 
brutale Vorgehen der rassistischen ICE-Behörde stieß landes-
weit auf erbitterten Widerstand. 
Macht nichts: Die AfD fordert nicht nur die Remigration auf 
dem berüchtigten Treffen in Potsdam. So forderte die AfD 
Bayern im Januar 2026 für Abschiebungen eine Sonderpolizei 
nach dem Vorbild von ICE, obwohl diese Truppe in Minnea-
polis die US-Amerikaner Renée Good und Alex Pretti vor 
laufenden Handy-Kameras erschoss. Dazu schweigt die AfD 
nicht nur, sondern AfD-Vize Kay Gottschalk traf sich mit der 
Verantwortlichen dieser Tötungen Greg Bovino beim 
„Remigration Summit“ in Portugal. Am „Remigrations-
Treffen“ nahm auch der bekannte österreichische Rechtsextre-
mist Martin Sellner teil! Bereits im Januar 2026 gründete sich 
in Köln der „Wendepunkt Deutschland“ nach dem Vorbild 
von „Turning Point USA“ des erschossenen Charlie Kirk in 
den USA. Chef ist Dennis Splitt (CDU), stellvertretender Vor-
sitzender der Jungen Union in Köln-Lindenthal. 
 
Hetze gegen Behinderte 

 
Zu erwarten ist, dass die AfD in der Regierung umsetzt, 
was sie in ihrem Programm schreibt: Sie wolle das 
„Experiment“ Inklusion „unverzüglich“ beenden. Sie 
verstößt damit gegen die UN-Behindertenkonvention, 
die Deutschland unterschrieben hat. Schon 2018 hatten 
Alice Weidel und andere in einer Anfrage an den Bun-
destag „gefragt“, welche Gründe es für die erhöhte Zahl 
der Behinderten in Deutschland gebe. Wörtlich heißt es 
in der Anfrage: „ Eine britische Studie kam zu dem 
Schluss, das 60 Prozent der Todesfälle und Erkrankun-
gen betroffener Kinder hätten vermieden werden kön-
nen, ‚wenn die Inzucht beendet würde‘“. Thüringens 
AfD-Chef Björn Höcke forderte 2023, dass Kinder mit 
Behinderung nicht auf Regelschulen gehen sollen, weil 
sie „Belastungsfaktoren“ für die Ausbildung der anderen 
Kinder zu Facharbeitern seien: „Gesunde Gesellschaften 
haben gesunde Schulen“, so Höcke. Zu Recht kritisiert 
deshalb das Deutsche Institut für Menschenrechte diese 
Abwertung von Menschen mit Behinderung und sieht 
enge Parallelen zur Nazi-Ideologie und der Vorstellung 

vom „gesunden Volkskörper“, aus dem man 
„Ballastexistenzen“ beseitigen müsse. 10.000 Ermordete in 
Grafeneck auf der Schwäbischen Alb waren Folge dieser 
menschenverachtenden NS-Ideologie! 
Wen wundert es, dass der AfD-Landesverband Sachsen-
Anhalt vom dortigen Verfassungsschutz als gesichert rechts-
extrem eingestuft wird. Dennis Radtke vom CDU-
Arbeitnehmerflügel sieht in den Plänen der AfD einen 
„offenen Kampf gegen den Rechtsstaat“, die Gewerkschaft 
Verdi erneuert ihre Forderung nach einem AfD-Verbot. 
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In Rottenburg stehen große Investitionen an wie die Sa-
nierung der Hallenbades, der Neu- und Ausbau des Eu-
gen-Bolz-Gymnasiums, von Festhallen in Teilorten und 
dem Austausch der Schulcomputer in Kernstadt und 17 
Teilorten (alle fünf Jahre) gar nicht erst zu reden. Der 
Gemeinderat beschloss unisono die Erhöhung der Ge-
bühren für die Kinderbetreuung. Einige Kitas bekom-
men von Eltern die Rückmeldung, da sie das nicht mehr 
bezahlen können. Die Kreisverwaltung möchte MOK-
KA das beliebte Spielmobil nicht mehr bezahlen. Auch 
Theaterzuschüsse sollen gekürzt werden, so dass die 
wichtige Arbeit mit Kindern in Gefahr ist. 
Kämmerer Meßmer wertete den Haushalt im ersten 
Quartal 2026 (Januar bis März) aus und verkündete, dass 
das Defizit um 1,5 Mio. auf insgesamt 4,4 Mio. Euro 
anwächst. Noch nicht enthalten ist die Mai-
Steuerschätzung des Bundes, die noch mehr Minus 
bringt. Die Mai-Steuerschätzung prophezeit, dass die 
Kommunen in den nächsten drei Jahren geringere Ein-
nahmen von jährlich eine Milliarde haben werden, wäh-
rend das Ländle nur 22 Millionen Euro (0,06 Prozent) 
erhält. 
Aus dem so genannten Sondervermögen von 100 Milli-
arden Euro soll der Landkreis Tübingen jetzt 47 Mio. 
Euro erhalten, das ist die Hälfte des Finanzbedarfs von 
100 Mio. Euro für Bildung, Wohnungsbau und Verkehr 
in den nächsten 10 Jahren, den Landrat Henrik Bednarz 
benötigt. Schon jetzt braucht der Landkreis acht Mio. 
Euro für den Erweiterungsbau der Lindenschule in Rot-
tenburg und für eine Brücke über die Ammer. 
 
Zwei Hauptursachen 
 
Für das größer werdende Finanzloch in über 1.000 Kom-
munen im Ländle gibt es zwei Hauptursachen. Jahrelang 
wurden mit der Schuldenbremse alle wesentlichen Er-
satzinvestitionen verhindert, das dürfe man in einer 
Hochkonjunktur nicht machen. So sind die kommunalen 
Finanzlöcher auf über 200 Milliarden Euro angewachsen 
– trotz der vehementen Proteste des Städte- und des Ge-
meindetages. Die zweite Ursache ist, dass die Stuttgarter 
Landesregierungen den Kommunen immer mehr Aufga-
ben übertragen haben, ohne die Gelder dafür bereitzu-
stellen. Das betrifft Investitionen in Schulen, Pflegehei-
men, Kliniken und Infrastruktur. Alles wurde auf die 
Kommunen abgeladen, damit der Landeshaushalt mit 
einer „schwarzen Null“ abschließt. Und jetzt sollen sie 
auch noch zusätzliche Kosten durch die „Pflegereform“ 
tragen. 
 
Höhere Personalkosten 
 
Immer wenn das Geld im Haushalt knapp wird, sind die 
Personalkosten Schuld. Unsinn! Erstens wachsen mit 
den neuen Aufgaben der Kommune, die das Land ver-
ordnet, auch die Aufgabenbereiche der Verwaltung. 

Hinzu kommt der höhere Personalbedarf für Kinderbe-
treuung und Grundschulen (Rechtsanspruch Ganztags-
betreuung!). Das sind Investitionen in unsere Zukunft 
und gegen wachsenden Fachkräftemangel. Zweitens 
wird von höheren Löhnen auch mehr für den Konsum 
ausgegeben, was wiederum die Wirtschaft ankurbelt. 
 
Gewerbesteuer 
 
Meßmer rechnet mit sinkenden Einnahmen bei der Ge-
werbesteuer. Es ist die einzige (größere) Steuer, die Rot-
tenburg selbst beeinflussen kann, denn sie entscheidet 
selbstständig über den Hebesatz der Gewerbesteuer. 
Dieser legt fest, was ein Betrieb von seinem Gewinn 
bezahlen muss. Hat der Betrieb allerdings mehrere Wer-
ke (Hauptsitz, Filialen wie z.B. Ensinger) berechnet sich 
die Gewerbesteuer einer Kommune nach der Lohnsum-
me der Beschäftigten in der einzelnen Kommune. So 
muss ein Hauptsitz mit wenigen hochbezahlten Beschäf-
tigten mehr Gewerbesteuer an die jeweilige Kommune 
bezahlen als eine Kommune mit mehreren hundert Be-
schäftigten, die aber schlecht bezahlt werden oder viele 
Teilzeitbeschäftigte haben und deshalb eine niedrigere 
Lohnsumme. 
 
Die Kommune stärken 
 
Rottenburg könnte also den Hebesatz anheben – was sie 
auf Antrag der Linken bereits einmal erfolgreich tat! - 
oder Aufträge nur an Firmen mit Tarifbindung und min-
destens Mindestlöhnen vergeben. Auch wenn sich das 
erst nach zwei Jahren bemerkbar macht, zahlt es sich 
aus. Grundsätzlich muss aber eine Neuaufteilung aller 
öffentlichen Einnahmen zwischen Bund, Ländern und 
Kommunen sein. Keine neue Aufgabe für eine Kommu-
ne darf ohne ausreichende Finanzierung stattfinden 
(Konnexitätsprinzip: Wer bestellt, der bezahlt!). 
Statt die Steuereinnahmen für dauernd steigende Rüs-
tungsausgaben zu plündern, müssen unsere Kinder und 
Menschen mit Behinderung eine Zukunft haben: Sozia-
les hat Vorrang! "Wer leistungsfähige Kommunen will, 
muss ihnen auch die finanziellen und rechtlichen Vo-
raussetzungen dafür verschaffen. Es geht nicht um einen 
Rückzug des Sozialstaats, sondern um seine dauerhafte 
Tragfähigkeit. Standards, Zuständigkeiten und Finanzie-
rung müssen wieder in ein vernünftiges Verhältnis ge-
bracht werden.“ 
In einer gemeinsamen Erklärung fordern deshalb der 
Deutsche Städtetag, Deutscher Landkreistag und Deut-
scher Städte- und Gemeindebund (15.April 2026), dass 
der Bund den Kommunen den Anteil an den Umsatz-
steuern sofort um 10 Prozent erhöht und die Kommunen 
jährlich 30 Milliarden erhalten. Das sollten auch der 
Rottenburger Gemeinderat und der Kreistag zu ihrer 
Handlungsmaxime machen! 
 

  -Seite 5- 

   Rottenburgs Haushaltloch wird tiefer 

Neuaufteilung der Einnahmen zwischen Bund, Ländern und Kommunen notwendig 



  -Seite 6- 

2022 stellt der Landkreis Schweinfurt die Geldleistungen 
an einen Geflüchteten aus Afghanistan ein, weil dieser in 
Deutschland keinen Asylantrag stellen darf – das Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) hatte ent-
schieden, dass Rumänien zuständig sei und er dorthin 
abgeschoben werden muss. Solange er in Deutschland 
ist, gibt es nur noch überlebenssichernde Sachleistungen. 
Das Problem: Rumänien verweigert die Aufnahme. Da-
mit sitzt der Mann, der in den Gerichtsakten „FB“ heißt, 
auf Jahre in Deutschland fest. Ohne einen Cent. 
In seiner Situation Arbeit zu finden – und eine amtliche 
Beschäftigungserlaubnis zu erhalten – ist so gut wie aus-
sichtslos. Ohne Geld, nur von zugewiesenen Sachleis-
tungen zu leben heißt: Das Überleben ist zwar gesichert, 
aber ein würdiges Leben ist das nicht. Man hat etwas zu 
essen – aber andere entscheiden, was auf den Tisch 
kommt. Man hat keinen Zugang zu Medien, Kultur, Mo-
bilität, sozialem Leben. Aus einem Erwachsenen wird 
ein ungeliebtes Kind gemacht, dem man auf Dauer das 
Taschengeld gestrichen hat. 
 
EuGH korrigiert Deutschland 
 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat nun am 4. Juni 
diesen Jahres die Reißleine gezogen und in seinem Urteil 
den deutschen Behörden klarge-
macht, dass nach geltendem 
Recht „ein Minimum an Selbst-
bestimmung“ zu ermöglichen ist. 
Dieses Minimum besteht darin, 
„sich über die Unterkunft, Ver-
pflegung und Kleidung hinaus 
Güter des täglichen Bedarfs und 
Verbrauchsgüter des Haushalts“ 
beschaffen zu können, die für 
„elementare Bedürfnisse unver-
zichtbar sind“, wie „etwa Fahr-
karten, Kommunikationsmittel 
oder Körperpflegeprodukte“. Es 
geht darum, „ein Mindestmaß 
und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben“ zu er-
möglichen. Der EuGH stellt die einfache Tatsache fest, 
dass in einer kapitalistischen Gesellschaft Geldleistun-
gen nicht nur „zum Lebensunterhalt“, sondern auch zum 
Schutz der „physischen und psychischen Gesundheit“ 
notwendig sind. Er bestätigt Grundrechte, die hierzulan-
de inzwischen noch weiter eingeschränkt wurden. 
Aber jetzt hat der EuGH ja entschieden, und es ändert 
sich alles? Im Gegenteil. Das Urteil stützt sich nicht di-
rekt auf die Menschenrechtskonvention, sondern auf EU
-Richtlinien. Und die wurden geändert. „Verschärft“, 

wie man es so gerne nennt – als ginge es ums Strafrecht, 
als ginge es um Kriminelle. Ab diesem Juni 2026 gelten 
die Gesetzesänderungen, mit denen die „Reform“ des 
Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS) in 
deutsches Recht umgesetzt wurden. 
 
Was ändert sich? 
 
Neben den besonders herausstechenden Änderungen – 
die Hilfsorganisation medico international spricht davon, 
dass „Haftanstalten und Lagersysteme eine zentrale Be-
deutung gewinnen“ und Bewegungsfreiheit und Außen-
kontakte weiter eingeschränkt werden – wurde nun auch 
für Menschen wie FB die Unterstützung auf 
„zweiwöchige Überbrückungsleistungen“ beschränkt. 
Man hat diese Regelungen beschlossen in vollem Wis-
sen, dass man sich hier an Menschenrechten vergeht. In 
der Anhörung zum Gesetzentwurf hatte beispielsweise 
die Arbeiterwohlfahrt (AWO) deutlich darauf hingewie-
sen, dass „laut Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts zu jeder Zeit das physische wie auch das sozio-
kulturelle Existenzminimum gesichert sein“ müssen. 
Das Gesetz wurde von den Abgeordneten der Unions-

parteien und der SPD beschlossen. Die Unionsparteien 

betonen in ihren Grundsätzen christliche Werte – die 

SPD überschreibt ihre Grundwerte mit „Freiheit, Gleich-

heit, Brüderlichkeit“. Die meisten von ihnen werden fol-

gendes Zitat einmal gehört und wieder vergessen haben: 

„Was ihr für einen meiner geringsten Brüder getan habt, 

das habt ihr mir getan.” (Mt. 25, 40).   

       

      Matthias Varul 

 Deutsche Asylgesetze gegen Menschenrechte 

  Die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs über Geldleistungen      
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In einem Leserbrief schildert eine Mutter einen Vorfall 
auf dem Netto-Parkplatz im Kreuzerfeld-Süd im Streit 
um einen Parkplatz für Mutter mit Kind. Dabei wurde 
ihr dreijähriger Sohn von einer Frau beleidigt, die Mut-
ter solle sich gefälligst um ihren „schwarzen Teufel 
kümmern“ (Leserbrief 18.5.2026). Die Anzeige wird 
jetzt gerichtlich verfolgt. 
 
Jenaer Erklärung 
 
Menschenverachtende Äußerungen von der angeblichen 
Überlegenheit einer „weißen Rasse“, wie sie aktuell in 
den USA als Begründung für brutale Jagden der staatli-
chen ICE auf Eingewanderte mit zwei Erschossenen 
dienen, veranlassen uns, aus der Jenaer Erklärung 
(2019) von vier Professoren zum Thema Rasse zu zitie-
ren: „Die Einteilung der Menschen in Rassen war und 
ist zuerst eine gesellschaftliche und politische Typenbil-
dung, gefolgt und unter-
stützt durch eine anthro-
pologische Konstruktion 
auf der Grundlage will-
kürlich gewählter Eigen-
schaften wie Haar- und 
Hautfarbe. Diese Kon-
struktion diente und dient 
eben dazu, offenen und 
latenten Rassismus mit 
angeblichen natürlichen 
Gegebenheiten zu begrün-
den und damit eine mora-
lische Rechtfertigung zu 
schaffen. (..) Äußere 
Merkmale wie die Haut-
farbe, die für die typologi-
sche Klassifikation oder 
im alltäglichen Rassismus 
verwendet werden, sind 

eine höchst oberflächliche und leicht wandelbare biolo-
gische Anpassung an die jeweiligen örtlichen Gegeben-
heiten. Allein die Hautfarbe hat sich im Lauf der Migra-
tionen des Menschen immer wieder verändert und ist 
dunkler und heller geworden je nach Sonneneinstrah-
lung oder Ernährungsweise. So waren die Menschen 
Mitteleuropas bis vor 8.000 Jahren noch stark pigmen-
tiert. (..) Der anatomisch moderne Mensch entstand vor 
über 250.000 Jahren in Afrika, von dort verbreitete er 
sich in kleinen Gruppen von Menschen über die restli-
che Welt. (..) Die helle Hautfarbe der Menschen im 
nördlichen Europa ist jünger als 5.000 Jahre. (..) Die 
Verknüpfung von Merkmalen wie der Hautfarbe mit 
Eigenschaften oder gar angeblich genetisch fixierten 
Persönlichkeitsmerkmalen und Verhaltensweisen (..) ist 
inzwischen eindeutig widerlegt. Diese Argumentation 
(..) ist falsch und niederträchtig. Es gibt auch keinen 
wissenschaftlich nachgewiesenen Zusammenhang zwi-

schen Intelligenz und geo-
graphischer Herkunft, aber 
einen deutlichen mit sozia-
ler Herkunft. Auch hier 
schafft Rassismus in Form 
von Ausgrenzung und Dis-
kriminierung die vermeint-
lichen Rassen.“ Dabei ist 
die so genannte Rassenleh-
re eine spätere Rechtferti-
gung für den brutalen Ras-
sismus gegen andere Men-
schen durch Unterdrü-
ckung und Ausbeutung 
und nicht umgekehrt! 
   

    Rassismus auch in Rottenburgs Alltag 
  Ein dreijähriger „schwarzer Teufel“ auf einem Netto-Parkplatz 

Kurz und bündig!
Hambacher Wald – Erfolg 
 
Einen großen Erfolg hat die bundesweite Umweltschutzbewegung, darunter „Ende Gelände“ und BUND, zielt: 
Die Landesregierung von NRW hat das ehemalige Abbaugebiet von RWE Power AG nach neun Jahren unter Na-
turschutz gestellt, die Fläche von 500 Hektar wird bis 2025 in öffentliches Eigentum überführt und soll ökolo-
gisch aufbereitet werden. Damit ist der umweltschädliche Abbau der Braunkohle in NRW endlich Geschichte. 
Zudem wird der Wald zu einem Wildnis-Entwicklungsgebiet entwickelt und die benachbarten Waldflächen wer-
den durch breite Waldkorridore vernetzt. 
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Der Entwurf des neuen Heizungsgesetzes von Katharina Rei-
che erlaubt neu eingebaute Gas- und Ölheizungen unter Be-
dingungen: Sie müssen ab 2029 eine sogenannte „Bio-
Treppe“ enthalten, d.h. ab 1.Januar einen Anteil von mindes-
tens zehn Prozent erneuerbare Energien. Dieser Anteil steigt 
jedes Jahr soll 2040 mindestens 60 Prozent erreichen. Dies 
wird zu einer Kostenfalle für 
Betreiber ihrer Anlage, denn 
Biogas oder Biomethan sind 
heute schon um 20 bis 25 Pro-
zent teurer als fossiles Erdgas, 
so die Verbraucherzentrale 
Baden-Württemberg. Faktisch 
beseitigt Reiche damit das 
deutsche Ziel, bis 2045 klima-
neutral zu sein. 
 
Debakel an Zapfsäulen 
 
Statt die knappen Öllieferun-
gen dafür zu benutzen, dass 
insbesondere Berufspendler 
sinkende Preise für Bahnti-
ckets bekommen oder auf den 
Autobahnen endlich ein Tem-
polimit von 130 Kmh einge-
führt wird, erfand Reiche den 
Dreh, dass der Benzinpreis 
täglich nur einmal um 12 Uhr erhöht werden darf. Dies endete 
in einem völligen Debakel für die Autofahrer und die Gewin-
ner des Iran-Kriegs und der Sperrung des Seewegs von Hor-
mus sind die großen Ölkonzerne. In seiner Studie weist der 
Energie-Experte Steffen Bukold nach, dass sie täglich (!) 21 
Millionen Extragewinne einfuhren. Die Preise an den Zapf-
säulen stiegen stärker als an den Rohölbörsen und belasteten 
vor allem die Transportkosten für Lebensmittel 
(Dieselfahrzeuge). Aber Reiche erklärt, sie könne (oder wol-
le?) nichts dagegen unternehmen. Auch die Senkung der 
Energiepreise für Privatverbraucher, wie sie 2025 von der 
Regierung versprochen wurde, rückt sie in weite Ferne: Rei-
che macht sie von einem späteren „Spielraum“ abhängig, 
während die CO2-intensive Industrie (Chemie, Stahl, Beton) 
fünf Cent/ Kilowattstunde zahlt! 
 

 
 
Neue Gaskraftwerke 
 
Reiche plant den Neubau von 20-30 neuen fossilen Gaskraft-
werken, ohne eine Finanzierung dafür vorzulegen. Auf jeden 

Fall sollen die Energiekonzerne mit milliardenschwe-
ren Subventionen gefüttert werden, bezahlt aus unseren 
Steuergeldern. Angeblich wird damit die Versorgungs-
sicherheit der Industrie (nicht der Privatverbraucher!) 
mit Strom bei so genannten Dunkelflauten gewährleis-
tet. Dabei schließt Reiche in den aktuellen Ausschrei-
bungen ausdrücklich den Bau von Speichern aus, ob-
wohl die EU Großbatteriespeicher für Ausschreibun-
gen fordert. 
In mehreren Staaten (Australien, Abu Dhabi) werden 
schon Stromsysteme aus 100 Prozent erneuerbaren 
Energien zusammen mit großen Speicherkapazitäten 
gebaut. Dänemark und Norwegen werden in vier Jah-
ren ihren gesamten Strom aus erneuerbaren Energien 
(Wind, Wasser) erzeugen. Deutschland hinkt meilen-
weit hinterher, obwohl es einen steigenden Energiebe-
darf durch Künstliche Intelligenz (KI), Cloud usw. hat. 
Deren Kapazitäten sollen bis 2030 verdoppelt werden, 
die Kapazität von Rechenzentren mit mindestens einer 
Gigafabrik für KI soll vierfacht werden, so der Be-
schluss der Bundesregierung vom 18.März 2026! 
 

Versorgungssicherheit für alle 
 
Ergebnis dieser Politik der Bundesregierung: Die steigenden 
Energiekosten zahlen die Privatkunden, entweder direkt an 
den Zapfsäulen oder am Stromzähler. Besonders trifft dies die 
niedrigen Einkommen über die steigenden Preise für Grund-
nahrungsmittel, die transportiert werden müssen. Mit Klima-
schutz und das Erreichen der beschlossenen CO2-Ziele hat 
das nichts mehr zu tun! Die Linke fordert eine sofortige Sen-
kung der Energiepreise und der Preise für Grundnahrungsmit-
tel. Durch eine Übergewinnsteuer können die Bahnpreise ge-
senkt werden, die Infrastruktur zielgerichtet ausgebaut und die 
Höchstgeschwindigkeit auf 130 Kmh gesenkt werden. Außer-
dem sollten wie in anderen Ländern Großbatteriespeicher für 
eine wetterunabhängige Energiesicherheit errichtet werden. 

  Deutsche Klimaziele werden stillschweigend beerdigt  

  Energiepolitik von Katharina Reiche – die Konzerne freuen sich 

Maine (USA) lehnt neue Rechenzentren ab 
 
Bis Ende 2027 sollen im US-Bundesstaat Maine keine neuen Rechenzentren mit einer Größe von 20 Mega-

watt mehr entstehen. Mindestens zwölf weitere Bundesstaaten planen ein vorübergehendes Verbot neuer Rechen-

zentren. Das parteiunabhängige Forschungszentrum Data Center berichtet, dass viele lokale Gruppen in der ge-

samten USA mit Erfolg Investitionen von über 60 Milliarden Dollar in neue Rechenprojekte verhindert haben. Der 

Republikaner Matt Harington gab zu, dass sie in mehreren Bundesstaaten ihren Strom zu 70 Prozent aus Kohle 

erzeugen. Jetzt soll ein Expertenrat die Folgen der Zentren für Gesundheit und Umwelt, besonders für Wasser- und 

Luftverschmutzung untersuchen. In Virginia mit der weltweit größten Dichte an Rechenzentren ist die Luftver-

schmutzung höher als bei Stromkraftwerken. 

Kurz und bündig!



Wie schon in der letzten Ausgabe von Neues aus dem 
Neckartal berichtet, steht das Spielmobil der Mobilen 
Kinder und Jugendarbeit Mokka vor dem Aus. Der 
Landkreis möchte seinen Teil der Finanzierung von 
20.000 Euro nicht mehr tragen, mit der Begründung, 
dass das Spielmobil nur in Rottenburg Spielaktionen 
anbieten würde. Dass das nicht stimmt, hat das Mokka 
Team lautstark am Tag der Inklusion am 09.05.26o auf 
dem Metzelplatz klar gemacht. Eine beeindruckende 
Liste an Orten, wo mobile Spielaktionen außerhalb der 
Rottenburger Gemarkung stattgefunden haben, kann 
Kathrin Kläger (Geschäftsführung) aufzählen. Sie macht 
damit klar, dass das Spielmobil zwar in Rottenburg be-
heimatet ist, aber im gesamten Landkreis eingesetzt 
worden ist. Der Landkreis beteiligt sich lediglich mit 30 
Prozent der Gesamtkosten vom Mokka e.V. , der Rest 
wird über Spenden und die Gebühren für die Spielaktio-
nen eingenommen. 
Bei der Aktion auf dem Metzelplatz konnte man mit 
einer Unterschrift auf einer Postkarte den Unmut über 
die Pläne der Streichung ausdrücken. Darüber hinaus 
war die Aktion begleitet von einer Liveband und einer 
Hüpfburg für die Kinder sowie Kinderschminken und 
Ähnlichem. Viele Eltern sind empört, dass ausgerechnet 
bei einer so beliebten Aktionsform Gelder ersatzlos ge-
strichen werden sollen. Ihr Protest zeigt sich daran, dass 
Landrat Henrik Bednarz rund 450 unterschriebene Post-
karten erhält. 
 

 
Klar ist schon jetzt: Das wird nicht der letzte Angriff auf 
bewährte Institutionen sein. Das Papier, welches der 
paritätische Wohlfahrtverband veröffentlicht hat, zeigt 

die Richtung an, in der es in Zukunft weiter gehen wird. 
Sparen bei den Schwächsten, die wenig Lobby haben. 
Jugendliche, Behinderte, Alte und Obdachlose werden 
zur Kasse gebeten bzw. ihnen werden Gelder gekürzt. 
Die Gründe, Protest zu organisieren, werden nicht weni-
ger werden. Genau dies macht die Linke jetzt und ver-
sucht gemeinsam mit zivilgesllschaftlichen Akteuren 
möglichst viele Menschen gegen diese asoziale Politik 
auf die Straße zu bringen. 
      Jannik Renz 

    Mokka-Spielmobil bleibt! 
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      Gegen Kürzungen im sozialen Bereich 



Die Landesregierung setzt auf den Vorrang für die Wirtschaft. 
Das Ländle sei die „Innovationsregion Nummer eins in Euro-
pa. Diesen Anspruch erneuern wir. Unser Ziel ist klar: mehr 
Wachstum, mehr Wertschöpfung, mehr gute Arbeitsplätze 
durch konsequente Ausrichtung auf Innovation und Investitio-
nen.“ (21) Diesem Ziel ist die Bildungspolitik untergeordnet, 
die in den letzten Jahren immer mehr Probleme aufgetürmt 
hat. Hier nur einige Punkte: Lehrkräftemangel und falsche 
Berechnungen für Lehrerstellen; völliges Versagen für den 
Kompass-4-Prüfungen für die weiterführenden Schularten; 
jahrelang verschleppte Grün-Schwarz den lauten Eltern-
wunsch nach Wiedereinführung des neunjährigen Gymnasi-
ums, stattdessen wurde planlos die teure Digitalisierung der 
Schulen auf Kosten der Kommu-
nen durchgesetzt. Die Abhängig-
keit der Bildungschancen von der 
sozialen Herkunft der Kinder wur-
de nicht verringert. 
In einem offenen Brief mit fast 
10.000 Unterzeichnenden weisen 
diese aktuell auf den Widerspruch 
zwischen wenigen ausgeschriebe-
nen Stellen und den medienwirksa-
men Appellen zum Lehrkräfteman-
gel hin – reagiert das Kultusminis-
terin endlich oder wartet es auf die 
Umorientierung der gut ausgebil-
deten Referendare in einen anderen 
Beruf? 
 
Hat die Landesregierung daraus 
gelernt? 

 
Erschrocken stellt Grün-Schwarz 
fest, dass „die Zahl unqualifizierter 
Schulabgänger“ ansteigt und die 
Jugendarbeitslosigkeit bekämpft 
werden müsse – ein Fiasko für die 
behauptete „Nummer eins in Euro-
pa“ (31). Kein Wort zu den Ursa-
chen dieser Entwicklung! Natürlich gibt es keinen gemeinsa-
men Fond aller Betriebe dafür, nur das blinde Versprechen, 
neue und zukunftssichere Arbeitsplätze seien das „Kernziel 
unserer Wirtschaftspolitik“ (32). 
Ein Silberstreifen am Horizont: „Wir wollen, dass alle Kinder 
von Anfang an die bestmögliche Bildung erhalten. Jedes Kind 
soll seine Talente entfalten und Leistung (!) erbringen können 
– unabhängig von seiner Herkunft und vom Einkommen der 
Eltern.“ (46) Dafür soll ein „verbindliches und kostenfreies 
letztes Kindergartenjahr und eine Stärkung der Sprachförde-
rung“ eingeführt werden, „mit obligatorischen Bildungsinhal-
ten im Wege eines Vorziehens der Schulpflicht“ (47). An den 
Grundschulen mit dem „Startchancenprogramm (SCP) im 
Ganztag „finanzieren wir ein kostenfreies Mittagessen“, auch 
um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu unterstützen. 
Die Regierung verspricht den Kommunen die „Finanzierung 
von 68 Prozent der Betriebskosten dieser Betreuung“ (48). 
Dadurch will Grün-Schwarz „die Basiskompetenzen in 
Deutsch, Lesen und Mathematik von der Kita bis zur berufli-
chen Schule“ stärken, damit „deutlich mehr Kinder die Min-
deststandards (!) sowie die Regel- und Optimalstandards er-
reichen“ können. Wie das bei dem Personalmangel und der 
kommunalen Finanznot möglich werden soll, bleibt der Hell-
seherkugel vorbehalten. 

Teure Digitalisierung 

 
Für den Erwerb medialer und digitaler Kompetenzen wird der 
Fach „Informatik und Medienbildung in allen weiterführen-
den Schularten durchgängig in der Stundentafel als Fach“ 
verankert – bisher ohne jeglichen Bildungsplan! Kein Wort zu 
bisherigen Erfahrungen und angeblichen Lernerfolgen durch 
digitale Medien und zur Diskussion um ein Smartphone-
Verbot in den Schulen, wie in einigen Bundesländern. Immer 
noch nicht hat es die Regierung geschafft, den Kommunen 
eine verbindliche Zusage für die hohen Kosten der digitalen 
Medien zu geben. Alle fünf Jahre müssen die Geräte auf einen 

Schlag ausgetauscht werden, da-
mit sie mit den Software-
Programmen einheitlich arbeiten 
können. Das Goldene Kalb Digi-
taler Unterricht ist extrem teuer, 
vom Stromverbrauch erst gar 
nicht zu reden. Der Lernerfolg 
wird nicht überprüft, soziales Ler-
nen wird durch Maschinen anstel-
le von Lehrkräften ersetzt. 
 
Grün-Schwarz verhängt Denk-
verbote 

 
„Wir haben uns darauf verstän-
digt, in dieser Legislatur keine 
Schulstrukturdebatte zu führen.“ 
Im Klartext: Die Landesregierung 
hält an der teuersten Form eines 
zersplitterten Schulsystems fest, 
das nachweislich (Erreichen von 
Mindeststandards!) das ineffek-
tivste ist. Sie stößt mit dieser Fest-
legung alle Eltern, Lernenden, 
Lehrkräfte und Pädagogen vor 
den Kopf, die in den letzten Jah-
ren mit Unterstützung der Robert-
Bosch-Stiftung an einer „Neuen 

Sekundarschule“ für alle weiterführenden Schulen mit Aus-
nahme des Gymnasiums erarbeitet haben und ihren durch-
dachten Entwurf im Januar 2026 vorgestellt haben: „Die Neue 
Sekundarschule soll alle bisherigen Abschlüsse anbieten, vom 
Hauptschulabschluss bis zur Fachhochschulreife. Sie wird als 
Ganztagsschule organisiert und legt besonderen Wert auf den 
Umgang mit der Heterogenität der SchülerInnen. (..) Die Um-
setzung erfolgt durch multiprofessionelle Teams, die eine 
individuelle Lernbegleitung bieten und digitale Werkzeuge 
nutzen, um den Lernprozess zu unterstützen.“ 
Inkompetenz und Realitätsverlust von Grün-Schwarz zeigt 
sich nicht nur am Finanzierungsvorbehalt sämtlicher Verspre-
chungen, einem neuen Totschlagargument für alle klitzeklei-
nen Verbesserungen im Schulalltag. Sondern vor allem in der 
Unfähigkeit, auf vernünftige Vorschläge von erfahrenen Päda-
gogen und Wissenschaftlern überhaupt einzugehen. 
So wird der Koalitionsvertrag zu einem Wünsch-Dir-Was-
Sorglospaket mit unzähligen Prioritäten, der für keines der 
wichtigsten Probleme im Bildungsbereich sinnvolle Lösungen 
anbietet! Man braucht kein Hellseher sein, um vorauszusagen, 
dass das Thema Bildung die Koalition die gesamte Legislatur 
verfolgen wird. 

  Der neue Koalitionsvertrag von Grün-Schwarz 

  -Seite 10- 
E.P. 

  Was plant die Regierung für die Bildung unserer Kinder? 
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Die „Sea Watch 5“, ein unter deutscher Flagge fahrendes zivi-
les Rettungsschiff der gleichnamigen deutschen Organisation, 
ist am 11. Mai im Mittelmeer unterwegs Richtung Norden. 
Stunden zuvor hat die Crew 90 Menschen auf der Flucht aus 
einem überfüllten Schlauchboot gerettet. Plötzlich taucht das 
Schnellboot „101“ der sogenannten libyschen Küstenwache 
auf. Ohne Vorwarnung beginnt die Miliz gegen 11 Uhr, auf 
die „Sea Watch 5“ zu schießen: einzelne Schüsse, eine Salve. 
Ort des Geschehens: 55 Seemeilen (gut 100km) vor der Küste 
Libyens,. 80km von libyschen Ho-
heitsgebiet entfernt. In internationalen 
Gewässern, wo keine „Küstenwache“ 
irgendwelche Rechte hat. 
Das Rettungsschiff wird aufgefordert, 
Kurs auf Libyen zu nehmen – andern-
falls, so die Drohung, werde man es in 
zehn Minuten entern und gewaltsam 
nach Libyen zwingen. Soweit kommt 
es nicht, obwohl das Schnellboot kurz 
darauf vom größeren Patrouillenboot 
„Murzuq 662“ begleitet wird – ein 
Schiff, dass Italien 2023 den Libyern 
geschenkt hat. Auch die berüchtige 
„Ras Jadir 648“ – ein Schiff, dass 
2017 von Italien an libysche Akteure 
übergeben wurde und an vielen ge-
waltsamen Aktionen beteiligt war – taucht noch auf. Doch 
man belässt es bei bedrohlicher Beschattung und Bedrohung. 
Die „Sea Watch 5“, die natürlich sofort Alarm ausgelöst und 
alle relevanten Behörden informiert hat – einschließlich der 
Bundesregierung und deren Krisenzentrums für solche Fälle – 
kann weiter in Richtung Norden fahren und bekommt den 
Hafen von Brindisi zugewiesen. 

 
Italien macht Opfer zu Tätern 

 
Dort - unterwegs wurden noch weitere 64 Menschen gerettet - 
kommt das Schiff am 15. Mai an, die Geflüchteten gehen von 
Bord. Und dann demonstriert Italien, auf wessen Seite es 
steht: Polizei und Beamte der Küstenwache kommen an Bord, 
beschlagnahmen Ausrüstung und Dokumente, verhören 
Crewmitglieder und Kapitän. Dabei geht es nicht um den An-
griff der Libyer: Italien hat Ermittlungen gehen die „Sea 
Watch 5“ eingeleitet wegen „Beihilfe zur unerlaubten Einrei-
se“. Solche strafrechtlichen Ermittlungen (nicht zu verwech-
seln mit Verwaltungsstrafen) hat es seit 2019 nicht mehr ge-
geben, nachdem damals nahezu alle Ermittlungen mangels 
Grundlage eingestellt wurden und die wenigen, die vor Ge-
richt landeten, mit klaren Freisprüchen endeten. Also ein kla-
rer Einschüchterungsversuch gegen zivile Retter? Oder liegt 
es daran, dass EU-Vertreter während des libyschen Überfalls 
gerade in Tripolis mit der libyschen Regierung Verhandlun-
gen führten? 
Ist es auch ein Zufall, dass die EU in der Woche des Gesche-
hens weitere 25 Millionen Euro für Libyen zur „Stärkung des 
Grenzmanagements“ bewilligt – neben 5 Millionen Euro für 
die libysche „Seenotrettung“. Und weiteren 5 Millionen für 
die Ausbildung der „Grenzschützer“ – wozu dieses Training 
führt (das die EU bereits seit 2017 unterstützt), davon kann 

die Crew der „Sea Watch 5“ nun beredtes Zeugnis ablegen. 
Deutsche Doppelmoral 

 
Diese „Ausbildung“ wird übrigens seit 2026 von Deutschland 
explizit mitfanziert (die Ampel-Regierung hatte diese Unter-
stützung verweigert). Die deutsche Bundesregierung hat sich 
zum aktuellen Angriff noch nicht geäußert, sieht man „von 
wir werden nachfragen“ ab. Obwohl Deutschland als Flag-
genstaat für die Sicherheit des Schiffes verantwortlich ist. 

Und obwohl die Bundespolizei bereits in 
drei anderen Fällen bewaffneten Angriffs 
auf deutsche Schiffe ermittelt, nachdem 
diese angezeigt wurden. Gar nicht lustiger 
Fun Fact: Just in der Woche vor dem 
Überfall hat Deutschland die Gewässer 
vor Libyen – einschließlich der libyschen 
SAR Zone, die weit in das zentrale Mittel-
meer hinein ragt – in die „Gefahrenstufe 
2“ des internationalen Seerechts einge-
stuft. Diese gilt ansonsten für alle Kriegs-
gebiete dieser Welt. Die Begründung des 
Innenministeriums: Im fraglichen Seege-
biet seien mehrfach Handels- und NGO-
Schiffe beschossen wor-
den. Zwar konnten „die 

Angreifer nicht immer eindeutig zugeordnet 
werden, jedoch gehörten sie den vorliegenden Erkenntnissen 
zufolge in den meisten Fällen der libyschen Küstenwache 
an.“ 
Und die EU? Wie immer, will man das Ganze mit den liby-
schen Partnern besprechen. Diesmal setzt eine Sprecherin 
aber noch eins drauf: Der Vorfall sei zwar „äußerst bedauer-
lich“, man müsse aber bedenken, „wie viele Fälle verhindert 
werden konnten, gerade weil wir in dieser Angelegenheit 
kontinuierlich mit den libyschen Behörden zusammengearbei-
tet haben.“ Empörung dazu kam von Politikern der Linken 
und Grünen. Währenddessen wurden die Millionen angewie-
sen… 
„Das Problem ist die Finanzierung und die Straffreiheit sei-
tens der EU“, sagte die Einsatzleiterin der „Sea Watch 5“. 
Und so macht die libysche Küstenwache munter weiter, mit 
von der EU gespendeten Schiffen. Einen Tag nach dem Über-
fall auf die „Sea Watch 5“ nahmen sie sich die „Nadir“ vor, 
das zivile Rettungsschiff der deutschen Organisation 
Resqship, mit dem der Autor häufig (und gerade jetzt) unter-
wegs ist. Geschossen wurde nicht. Doch stundenlang um-
kreisten die Libyer das Schiff. Drängten sich bei einer Ret-
tung zwischen die „Nadir“ und das Boot der Flüchtenden, 
versuchten, sie zu kidnappen. Beschimpften die „Nadir“ im 
Funk, schrien „Fuck you Nadir“. Das geben wir ohne weite-
ren Kommentar zurück.     
  

Der Autor Friedhold Ulonska ist seit 10 Jahren als Kapitän in 
der zivilen Seenotrettung auf dem Mittelmeer aktiv, vor allem 
für die Organisation RESQSHIP e.V. (www.RESQSHIP.org). 
Kontakt über Email: Fried-
hold@RESQSHIP.org. 

Libysche Milizen beschießen deutsches Hilfsschiff 

Die EU überweist den Tätern zeitgleich frische 25 Millionen Euro für ihre Drecksarbeit 

 

 

http://www.RESQSHIP.org/
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Kommt jetzt der Geldsegen aus Berlin über den Land-
kreis? Auf den ersten Blick sieht es so aus. Grund zum 
Euphorischwerden gibt es aber nicht. Die 47 Millionen 
Euro, die der Kreis aus dem „Sondervermögen“ des 
Bundes erhalten wird, werden nützlich sein, aber auch 
bald hier und da versickert sein. Gut ist, dass der Land-
rat (schlanke) 5 Millionen aus diesem Topf in den Aus-
bau des sozialen Wohnungsbaus investieren möchte. 
Gerne sollten noch mehr Euros in die Kreisbau fließen. 
Manch andere geplante Investition erscheint dagegen 
mehr „nice to have“. 
 

Und ein Schuss Wasser in den Wein muss sein, denn 
ganz grundsätzlich ist dieses „Sondervermögen“ vor 
allem Schuldenmacherei zum Zweck der Ankurbelung 
der Kriegswirtschaft. Genau deswegen wird überall 
sonst Politik mit dem Rotstift gemacht. Davon betroffen 
ist in erster Linie das, was mal Sozialstaat genannt wur-
de. Bürgergeld, Renten, „Asylwende“ – überall soll de-
nen weggenommen werden, die Solidarität brauchen. 
Ein kürzlich erschienenes Arbeitspapier von Bund, Län-
dern und kommunalen Verbänden enthüllte geplante 
massive Kürzungen von mindestens 8,6 Milliarden bei 
der Familienhilfe, der Eingliederungshilfe und der Ju-

gendhilfe. Und warum das alles? Weil das Land 
„kriegstüchtig“ werden soll. Der einzige Etatposten, der 
steigt, ist die „Verteidigung“. Bereits für 2026 sind Mi-
litärausgaben von 125 Mrd. Euro geplant - zum Ver-
gleich 2021: 52,4 Mrd. Und mit ähnlichen Steigerungs-
raten soll es weitergehen. 
 
Auf der Ebene des Landkreises bedeutet das: Nichts 
erscheint wichtiger als möglichst umfangreiche Kürzun-
gen im Sozialbereich, vor allem bei der Eingliederungs-
hilfe. Im Bereich der Jugendhilfe wird laut über die Ein-
stellung der Förderung wichtiger Jugendhilfs-Projekte 

von freien Trägern nachgedacht. 
 
Die Vereine und Organisationen, die vom Land-
kreis bisher „Freiwilligkeitsleistungen“ für viel-
fältige soziale, ökologische und kulturelle Projek-
te erhielten, wurden im Vorfeld der neuen An-
tragsrunde von der Verwaltung darauf hingewie-
sen, dass geplant sei, pauschal 20 Prozent zu kür-
zen. 
 
Statt solcher Rasenmäher-Politik fordern wir Lin-
ke, dass jeder Antrag unvoreingenommen geprüft 
wird. Die Vereine und freien Träger leisten eine 
wichtige Arbeit für den sozialen Zusammenhalt 
der Gesellschaft. Wir sind gegen einen Kahl-

schlag dieser Leistungen, denn das gefährdet die Exis-
tenz dieser Angebote und kann weitaus höhere Folge-
kosten haben. 
 
     Andreas Linder; Kreisrat 

    Nein zum Sozialkahlschlag 

    19. Mai 2026 Andreas Linder; Kreisrat 
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Termine: 

Mi. 24.06.2026 ab 19 Uhr -> Kommunaler Arbeitskreis 

AWO-Heim Rottenburg 
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